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Geleitwort 

Das Kartellverbot gemäß Art. 81 EG ist seit jeher sowohl „öffentlich“, d.h. durch die 
dafür zuständigen Behörden (EG-Kommission und mitgliedstaatliche Kartellbehör-
den), als auch „privat“, d.h. durch die betroffenen Privatrechtssubjekte (vor den Zivil-
gerichten), durchgesetzt worden. Dabei hat jedoch die öffentliche Durchsetzung in der 
Rechtsanwendungspraxis ganz im Vordergrund gestanden. Das hatte seinen Grund 
insbesondere in Art. 9 der früheren Kartellverordnung Nr. 17, der die ausschließliche 
Zuständigkeit der Kommission für Freistellungsentscheidungen gemäß Art. 81 Abs. 3 
EG vorsah. Privatrechtssubjekte haben zwar die Rechtsfolgen von Verstößen gegen 
Art. 81 Abs. 1 EG in zivilrechtlichen Streitigkeiten vor den mitgliedstaatlichen Gerich-
ten geltend machen können. Die unmittelbare Anwendbarkeit des Kartellverbots er-
laubte es ihnen etwa, sich als Beklagte auf die Einwendung der Nichtigkeit eines Kar-
tellvertrags gemäß Art. 81 Abs. 2 EG zu berufen oder gegebenenfalls nach mitglied-
staatlichem Recht Schadensersatz zu verlangen. Vor allem in Deutschland hat die letz-
tere Möglichkeit jedoch angesichts der restriktiven Voraussetzungen, welche die 
Rechtsprechung insoweit formuliert hat (insbesondere hinsichtlich des individual-
schützenden Charakters des Kartellverbots), keine nennenswerte Bedeutung erlangt, 
zumal die gerichtliche Feststellung eines Verstoßes gegen Art. 81 Abs. 1 EG immer 
unter dem Vorbehalt einer Freistellung durch die Kommission stand. 

Mit der grundlegenden „Modernisierung“ des Europäischen Kartellrechts durch Ein-
führung der neuen EG-Kartellverordnung Nr. 1/2003 ist nun zum einen das Freistel-
lungsmonopol der Kommission aufgegeben und das Prinzip der „integralen Anwen-
dung“ von Art. 81 Abs. 1 und Abs. 3 EG eingeführt worden. Die Zuständigkeit der 
mitgliedstaatlichen Zivilgerichte zur Anwendung von Art. 81 EG beschränkt sich so-
mit nicht mehr nur auf das Kartellverbot des Art. 81 Abs. 1 EG, sondern schließt die 
Prüfung der Freistellungsvoraussetzungen gemäß Art. 81 Abs. 3 EG ein. Damit verla-
gert sich der Schwerpunkt der Rechtsanwendung weg von der Kommission auf die 
Ebene der Mitgliedstaaten (Dezentralisierung der Kartellrechtsdurchsetzung). Zum 
anderen gehört es zur Modernisierungsstrategie der Kommission, künftig neben der 
kartellbehördlichen Durchsetzung des Kartellverbots auch dessen private Durchset-
zung im Wege von Schadensersatzklagen zu stärken (Privatisierung der Kartellrechts-
durchsetzung). Zu diesem Zweck hat die Kommission Ende 2005 ein inzwischen viel 
diskutiertes Grünbuch vorgelegt. 
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Zu dieser Diskussion will die vorliegende Dissertation einen grundlegenden Beitrag 
leisten, indem sie aus ökonomischer Perspektive die relativen Vor- und Nachteile der 
öffentlichen und der privaten Durchsetzung des Kartellverbots analysiert. Der Analyse 
liegt ein institutionenökonomischer Ansatz zugrunde, der die alternativen Verfahren 
der Durchsetzung von Rechtsnormen unter dem Aspekt sowohl ihrer gesellschaftli-
chen Nutzen und Kosten vergleicht, als auch unter dem Aspekt ihres Einflusses auf die 
Bilanz der Normadressaten bezüglich der individuellen Nutzen und Kosten eines 
normgemäßen oder normwidrigen Verhaltens. Normadressaten werden dabei als ratio-
nal kalkulierende Individuen gedacht, die ihr Verhalten an den individuellen Nutzen 
und Kosten ausrichten. Sie entscheiden sich für einen Normverstoß, sofern dessen 
Nutzen die Kosten übersteigt. Diese Kosten werden nun maßgeblich durch das System 
der Rechtsnormen und der Sanktionierung von Normverstößen bestimmt. Das Rechts-
system steuert auf diese Weise das individuelle Verhalten. Die Normdurchsetzung 
sollte hiernach möglichst so ausgestaltet sein, dass sie für die Normadressaten hinrei-
chende Anreize setzt, sich normgemäß zu verhalten. Andererseits ist die Normdurch-
setzung immer auch mit Kosten für die Gesellschaft verbunden. Der gesellschaftliche 
Nutzen aus dem normgemäßen Verhalten der Normadressaten muss daher bei ökono-
mischer Betrachtung immer auch ins Verhältnis gesetzt werden zu den gesellschaftli-
chen Kosten der Normdurchsetzung. Eben dies ist der methodische Ausgangspunkt für 
die in der vorliegenden Dissertation vorgenommene vergleichende Untersuchung der 
behördlichen und der privaten Durchsetzung des Kartellverbots. 

Der Verfasser kommt in seiner höchst lesenswerten Untersuchung zu sehr beachtens-
werten Ergebnissen. Für die aus ökonomischer Perspektive stets im Vordergrund ste-
hende Abschreckungswirkung der Durchsetzung von Rechtsnormen würde die aus-
schließlich kartellbehördliche Verfolgung von Kartellverstößen vorzuziehen sein, da 
sie sich insgesamt als die kostengünstigere und damit „effizientere“ Alternative er-
weist. Die daneben mögliche private Durchsetzung verursacht vergleichsweise hohe 
gesellschaftliche Kosten, aber keinen entsprechenden gesellschaftlichen Zusatznutzen. 
Dennoch hält der Verfasser aus verschiedenen Gründen an der (auch) privaten Mög-
lichkeit der Kartellrechtsdurchsetzung fest: Hervorgehoben wird die spezifisch indivi-
dualschützende Funktion privatrechtlicher Schadensersatzansprüche, die nicht allein 
auf Abschreckung künftiger Normverletzungen ausgerichtet ist, sondern auch auf 
Ausgleich erlittener Einbußen. Andererseits ist es aber aus rechtlichen Gründen auch 
nicht möglich, die privaten Schadensersatzansprüche im kartellbehördlichen Verfahren 
der Kommission gleich mit zu erledigen. Das Nebeneinander von öffentlicher und pri-
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vater Rechtsdurchsetzung ist daher aus rechtlichen – nicht aus ökonomischen – Grün-
den unvermeidlich und wesentliches Strukturmerkmal des Gemeinschaftsrechts.  

Insgesamt trägt die vorliegende Untersuchung somit nicht nur zur Klärung der Vor- 
und Nachteile öffentlicher bzw. privater Kartellrechtsdurchsetzung bei, sondern sie 
leistet auch einen grundlegenden Beitrag zum Verständnis des Verhältnisses von Öko-
nomie und Recht. 

Prof. Dr. Peter Behrens 
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